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Entwurf eines Gesetzes über Sanierungs- und Entwicklungsgemeinschaften 


A. Zielsetzung 

Städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen sol- 
len im Rahmen des Städtebauförderungsgesetzes unter Mit- 
wirkung der Grundeigentümer, Mieter, Pächter und sonstigen 
Nutzungsberechtigten durchgeführt werden. Zur Verwirk- 
lichung dieser Zielsetzung dient der vorliegende Entwurf. 


B. Lösung 

Der Entwurf bietet das Modell eines Zusammenschlusses, das 
eine sachgerechte Durchführung eines gemeinsamen Projekts 
ermöglicht. Das natürliche Spannungsverhältnis zwischen bei- 
trittswilligen und nichtbeitrittswilligen Grundeigentümern wird 
durch einen abgewogenen Ausgleich zwischen den einzelnen 
Interessen überbrückt. Es wird zugleich sichergestellt, daß die 
Interessen der Mieter, Pächter und sonstigen Dritten gewahrt 
werden. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Uber das Städtebauförderungsgesetz hinaus entstehen keine 
Kosten. Soweit die Gemeinde zur Kostentragung verpflichtet 
wird, handelt es sich um durchlaufende Posten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (III/3) — 841 00 — - Sa 1/73 Bonn, den 12. Juni 1973 


An den Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes über Sanierungs- und Entwicklungsgemeinschaften mit Begründung 
(Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau. 

Der Bundesrat hat in seiner 391. Sitzung am 23. März 1973 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus der 
Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 


Brandt 
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER TEIL 

Sanierungsgemeinschaften 

ERSTER ABSCHNITT 

Errichtung der Sanierungsgemeinschaft 
§ 1 

Zusammenschluß zu einer Sanierungsgemeinschaft 

(1) Grundeigentümer, Mieter, Pächter und son- 
stige Nutzungsberechtigte aus einem Sanierungsge- 
biet sowie andere Dritte können sich nach der förm- 
lichen Festlegung dieses Gebiets zu einer Sanie- 
rungsgemeinschaft im Sinne des § 14 des Städtebau- 
förderungsgesetzes zusammenschließen, deren aus- 
schließlicher Zweck in der gemeinsamen Durchfüh- 
rung der Sanierung oder einzelner Sanierungsmaß- 
nahmen im Sanierungsgebiet oder in einem bestimm- 
ten Teil des Gebiets (Gebiet der Sanierungsgemein- 
schaft) besteht. 

(2) Die Sanierungsgemeinschaft kann nur in der 
Rechtsform einer Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung betrieben werden. Die Gesellschaft erhält die 
Eigenschaft als Sanierungsgemeinschaft mit der An- 
erkennung durch die nach Landesrecht zuständige 
Behörde. Die Gesellschaft darf erst in das Handels- 
register eingetragen werden, wenn sie als Sanie- 
rungsgemeinschaft anerkannt ist. 

(3) Die Sanierungsgemeinschaft soll die zur 
Durchführung der Sanierung vorgesehenen Baumaß- 
nahmen und die ihrer Finanzierung dienenden Ver- 
träge nach Möglichkeit so gestalten, daß bei einer 
Auflösung der Gesellschaft nach Durchführung der 
Sanierung eine Verteilung des Vermögens auf die 
Gesellschafter nach den Grundsätzen des § 21 dieses 
Gesetzes möglich ist. 

(4) Die Gemeinde soll bereits im Rahmen der 
vorbereitenden Untersuchungen die Bereitschaft der 
Eigentümer, Mieter, Pächter und anderen Nutzungs- 
berechtigten, in einer Sanierungsgemeinschaft an der 
beabsichtigten Sanierung mitzuwirken, ermitteln 
und nach der förmlichen Festlegung die Gründung 
der Gesellschaft mit ihnen erörtern. 

(5) Das Gebiet der Sanierungsgemeinschaft darf 
sich auf Grundstücke der in § 12 Abs. 2 des Städte- 
bauförderungsgesetzes bezeichneten Art nur mit Zu- 
stimmung des Bedarfsträgers erstrecken. 

§ 2 

Anerkennungsverfahren 

Die Sanierungsgemeinschaft wird auf Antrag der 
Gründer der Gesellschaft von der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde anerkannt, wenn die Voraus- 


setzungen nach § 3 vorliegen. Gründer sind die- 
jenigen Personen, die den Gesellschaftsvertrag ab- 
geschlossen haben. Der Antrag ist bei der Gemeinde 
einzureichen. Die Gemeinde legt ihn mit ihrer Stel- 
lungnahme binnen einem Monat der zuständigen 
Behörde vor. 

§ 3 

Anerkennung als Sanierungsgemeinschaft 

(1) Die Gesellschaft ist als Sanierungsgemein- 
schaft anzuerkennen, wenn 

a) sich an dem Abschluß des Gesellschaftsvertrags 
mindestens zwei Drittel aller Grundeigentümer 
im Gebiet der Sanierungsgemeinschaft beteiligt 
haben und diesen zusammen mindestens zwei 
Drittel der Flächen in diesem Gebiet gehören, 

b) es auf Grund der beabsichtigten Neugestaltung 
des Sanierungsgebiets oder des Bebauungsplans 
wirtschaftlich und zweckmäßig ist, die Grund- 
stücke im Gebiet der Sanierungsgemeinschaft 
durch die Gemeinschaft neu zu ordnen und zu be- 
bauen oder nur zu bebauen, und die Gemeinde 
dies bestätigt hat, 

c) der Gesellschaftsvertrag die in § 4 vorgeschrie- 
benen Bestimmungen enthält, 

d) bei der Einbringung oder Übernahme von Grund- 
stücken als Sacheinlagen oder Sachübernahmen 
der Wert unter sinngemäßer Berücksichtigung 
des § 23 Abs. 2 des Städtebauförderungsgesetzes 
bestimmt ist; § 23 Abs. 3 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes ist entsprechend anzuwenden, 

e) die finanzielle Leistungsfähigkeit der Sanierungs- 
gemeinschaft für die Durchführung der in dem 
Gesellschaftsvertrag vorgesehenen Sanierungs- 
maßnahmen sichergestellt erscheint, 

f) angenommen werden kann, daß die vorgesehe- 
nen Sanierungsmaßnahmen innerhalb angemes- 
sener Frist zügig und zweckmäßig durchgeführt 
werden können, 

g) die Interessen der Mieter, Pächter und sonstigen 
Nutzungsberechtigten gewahrt sind. 

(2) Die Gemeinde kann die Erteilung der Bestäti- 
gung nach Absatz 1 Buchstabe b davon abhängig ma- 
chen, daß die Gründer die Begrenzung des Gebiets 
der Sanierungsgemeinschaft ändern, wenn sonst die 
wirtschaftliche und zweckmäßige Durchführung der 
Sanierung nicht möglich erscheint. Auf Antrag der 
Grundeigentümer, die sich an der Gründung einer 
Gesellschaft, deren Anerkennung als Sanierungs- 
gemeinschaft beantragt werden soll, beteiligen wol- 
len, hat die Gemeinde die Bestätigung vor Abschluß 
des Gesellschaftsvertrags für das in Aussicht genom- 
mene Gebiet zu erteilen; Satz 1 gilt entsprechend. 
Vor Erteilung der Bestätigung hat die Gemeinde die 
betroffenen Grundeigentümer zu hören und nach 
Erteilung der Bestätigung zu benachrichtigen. 

(3) Bei Prüfung der Voraussetzungen nach Ab- 
satz 1 Buchstabe f ist für den Fall, daß die Sanie- 


6 



Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/764 


rungsgemeinsdiaft sich bei der Durchführung der im 
Gesellschaftsvertrag vorgesehenen Maßnahmen 
eines Betreuers oder Beauftragten ihrer Wahl be- 
dient, auch dies zu berücksichtigen. 

(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechts Verordnung mit Zustimmung des Bundesrats 
nähere Vorschriften darüber zu erlassen, wann die 
Interessen der Mieter, Pächter und sonstigen Nut- 
zungsberechtigten im Sinne von Absatz 1 Buch- 
stabe g durch die Sanierungsgemeinschaft als ge- 
wahrt anzusehen sind, insbesondere im Hinblick 
über die Möglichkeiten, 

a) der Gesellschaft beizutreten, 

b) bei der Vorbereitung der Neubebauung ihre Ge- 
sichtspunkte vorzubringen, 

c) nach Durchführung der Baumaßnahmen neue 
Miet-, Pacht- oder Nutzungsverträge abzuschlie- 
ßen, sofern die vorgesehene Nutzung dies zuläßt. 

§4 

Gesellschaftsvertrag 

(1) Der Gesellschaftsvertrag muß außer dem für 
eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung vorge- 
schriebenen Inhalt bestimmen 

1. bei der Firma der Gesellschaft die Bezeichnung 
„Sanierungsgemeinschaft" und einen das Gebiet 
der Sanierungsgemeinschaft kennzeichnenden 
Zusatz; 

2. beim Gegenstand des Unternehmens, welche 
Ordnungsmaßnahmen und welche Baumaßnah- 
men im Rahmen der Sanierung durchgeführt 
werden sollen-, 

3. die Begrenzung des Gebiets der Sanierungsge- 
meinschaft; 

4. die Voraussetzungen, unter denen Mieter, Päch- 
ter, sonstige Nutzungsberechtigte aus dem Ge- 
biet der Sanierungsgemeinschaft, dinglich Be- 
rechtigte an Grundstücken im Gebiet der Sanie- 
rungsgemeinschaft in die Sanierungsgemeinschaft 
aufzunehmen sind und andere Dritte aufgenom- 
men werden können, sofern deren Aufnahme 
vorgesehen werden soll; 

5. die ausschließliche Zuständigkeit der Gesell- 
schafter für die Beschlußfassung über die Auf- 
nahme von Krediten; für den Beschluß muß eine 
Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen 
Stimmen vorgesehen sein; 

6. die sinngemäße Anwendung der Vorschriften des 
Aktiengesetzes über die Aufstellung und Gliede- 
rung des Jahresabschlusses, die Wertansätze und 
die Prüfung durch Abschlußprüfer; 

7. das Recht jedes Gesellschafters, ohne Rücksicht 
auf die Höhe seines Geschäftsanteils die Ein- 
berufung der Gesellschafterversammlung unter 
schriftlicher Angabe des Zwecks und der Gründe 
zu verlangen, wenn die Gesellschafter zur Be- 
schlußfassung über den Gegenstand des Verlan- 
gens zuständig sind und das Verlangen nicht 
offensichtlich mißbräuchlich gestellt wird. 


(2) Eine im Gesellschaftsvertrag bestimmte Nach- 
schußpflicht muß auf einen bestimmten Betrag be- 
schränkt sein. Für die Einforderung muß eine Mehr- 
heit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen 
vorgesehen sein. 

(3) Die Anerkennungsbehörde kann in einfachen 
Fällen die Sanierungsgemeinschaft auf Antrag von 
der sinngemäßen Anwendung der Vorschriften des 
Aktiengesetzes bei der Aufstellung und Prüfung des 
Jahresabschlusses ganz oder teilweise befreien. 

§ 5 

Änderung des Gesellschaftsvertrags 

Jede Änderung des Gesellschaftsvertrags bedarf 
der Zustimmung der Anerkennungsbehörde. Die Zu- 
stimmung ist zu erteilen, wenn der geänderte Ge- 
sellschaftsvertrag den Voraussetzungen des § 4 ent- 
spricht. 

§ 6 

Entziehung der Anerkennung 

(1) Die Anerkennung als Sanierungsgemeinschaft 
ist der Gesellschaft zu entziehen, wenn die Voraus- 
setzungen nach § 3 nicht mehr vorliegen. 

(2) Die Anerkennung kann ferner entzogen wer- 
den, wenn Beschlüsse oder Maßnahmen der Organe 
der Sanierungsgemeinschaft gegen das Gesetz, den 
Gesellschaftsvertrag oder die von der Sanierungs- 
gemeinschaft mit der Gemeinde getroffenen Verein- 
barungen verstoßen. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Rechtsverhältnisse der Sanierungsgemeinschaft 
und der Grundeigentümer im Gebiet der 
Sanierungsgemeinschaft 

§ 7 

Aufforderung zum Beitritt 

(1) Haben sich nicht alle Grundeigentümer im 
Gebiet der Sanierungsgemeinschaft an der Gründung 
der Gesellschaft beteiligt, so hat diese unverzüglich 
nach Eintragung der Gesellschaft in das Handels- 
register die übrigen Eigentümer, deren Grundstücke 
für die Durchführung der Sanierung benötigt wer- 
den, aufzufordern, sich zu erklären, ob sie unter 
Übertragung ihrer Grundstücke auf die Gesellschaft 
der Sanierungsgemeinschaft beitreten wollen. 

(2) Die Sanierungsgemeinschaft ist verpflichtet, 
die Grundeigentümer, deren Grundstücke im Gebiet 
der Sanierungsgemeinschaft liegen, mit diesen 
Grundstücken als Gesellschafter aufzunehmen, wenn 
sie es verlangen. 

§ 8 

Ubernahmeverlangen 

(1) Ein Grundeigentümer, der sich nicht an der 
Sanierungsgemeinschaft beteiligen will, kann von 
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der Sanierungsgemeinsdiaft die Übernahme seines 
für die Durdiführung der Sanierung benötigten 
Grundstücks verlangen. 

(2) Das übernahmeverlangen kann auch gegen- 
über der Gemeinde geltend gemacht werden. § 15 
Abs, 7 Satz 2 des Städtebauförderungsgesetzes findet 
in diesem Falle entsprechende Anwendung, 

(3) übernimmt die Gemeinde das für die Durch- 
führung der Sanierung benötigte Grundstück, so ist 
es gegen Ersatz der Aufwendungen der Sanierungs- 
gemeinschaft zu übereignen, 

(4) Kommt eine Einigung über die Übernahme 
nach Absatz 1 oder Absatz 2 nicht zustande, so kann 
der Grundeigentümer die Entziehung des Eigentums 
an dem Grundstück verlangen. Für die Entziehung 
des Eigentums gelten die Vorschriften des Fünften 
Teils sowie des § 40 Abs. 4 Satz 3 des Bundesbau- 
gesetzes entsprechend. 

§ 9 

Freihändiger Grundstüdrserwerb 

(1) Tritt ein Grundeigentümer der Sanierungsge- 
meinschaft nicht bei und macht er auch keinen Über- 
nahmeanspruch geltend, so hat die Sanierungsge- 
meinschaft mit ihm unverzüglich Verhandlungen auf- 
zunehmen, um das benötigte Grundstück freihändig 
zu erwerben. 

(2) Die Sanierungsgemeinschaft kann, wenn sie 
ohne Ergebnis verhandelt hat, verlangen, daß die 
Gemeinde mit dem Grundeigentümer verhandelt, 
•um das benötigte Grundstück freihändig zu erwer- 
ben. Die Vorschrift des § 8 Abs. 3 gilt entsprechend, 

§ 10 

Grundstückstausch 

(1) Die Gemeinde kann im Einvernehmen mit der 
Sanierungsgemeinschaft einen Grundstücks tausch 
anordnen, wenn sich ein Grundeigentümer eines 
außerhalb des Gebiets der Sanierungsgemeinschaft 
gelegenen Grundstücks bereit erklärt hat, mit einem 
im Tauschwege noch zu erwerbenden Grundstück 
eines nichtbeitrittswilligen Grundeigentümers der 
Sanierungsgemeinschaft beizutreten und die Tausch- 
grundstücke hinsichtlich der Lage und der Nutzungs- 
möglichkeit gleichartig sind. Wertunterschiede der 
Grundstücke sind von den beteiligten Eigentümern 
in Geld auszugleichen. 

(2) Der nichtbeitrittswillige Grundeigentümer 
kann den Grundstücks tausch durch Übernahme ver- 
langen nach § 8 abwenden. 

(3) Die Vorschriften des § 82, des § 83 Abs. 1 und 
2, des § 84 sowie des Neunten Teils des Bundesbau- 
gesetzes gelten entsprechend. Die Gemeinde darf 
den unanfechtbar gewordenen Beschluß erst nach 
§ 83 des Bundesbaugesetzes bekanntmachen, wenn 
die Geldleistungen entrichtet sind. Außerdem sind 


die Vorschriften des § 18 Abs. 9 des Städtebauförde- 
rungsgesetzes mit der Maßgabe entsprechend anzu- 
wenden, daß jeweils der neue Eigentümer an die 
Stelle des bisherigen Eigentümers tritt. 

§ 11 

Umlegung 

(1) Hat die Sanierungsgemeinschaft nicht alle 
Grundstücke in ihrem Gebiet erwerben können, so 
kann sie die Einleitung des Umlegungsverfahrens 
beantragen. Die Gemeinde hat (Jiesem Antrag zu 
entsprechen, wenn die Voraussetzungen des § 45 des 
Bundesbaugesetzes vorliegen. Die Befugnis der Ge- 
meinde (Umlegungsstelle), die Umlegung in eigener 
Verantwortung ohne Antrag anzuordnen, bleibt un- 
berührt. 

(2) Die Umlegungsstelle soll nach ‘Möglichkeit 
die Grundstücke im Gebiet der Sanierungsgemein- 
schaft, die der Sanierungsgemeinschaft noch nicht 
gehören, im Einvernehmen mit dieser beteiligten 
Eigentümern zuteilen, die ^ich bereit erklärt haben, 
der Sanierungsgemeinschaft beizutreten. Mit der Be- 
kanntmachung nach § 71 des Bundesbaugesetzes 
wird der neue Eigentümer Gesellschafter der Sanie- 
rungsgemeinschaft. 

§ 12 

Enteignung 

Hat die Sanierungsgemeinschaft ein in ihrem Ge- 
biet liegendes Grundstück nicht erwerben können, 
so kann das Grundstück zu ihren Gunsten nach den 
Vorschriften des Bundesbaugesetzes und des Städte- 
bauförderungsgesetzes enteignet werden, wenn 
ohne das Grundstück die Sanierung nicht durchge- 
führt werden kann. 


DRITTER ABSCHNITT 

Aufhebung und Änderung von Rechten an 

Grundstücken der Sanierungsgemeinschaft 

§ 13 

Vertragliche Aufhebung von Rechten 

(1) Die Sanierungsgemeinschaft hat ihre Grund- 
stücke, soweit es zur Durchführung der Sanierung 
erforderlich ist, von Belastungen zu befreien. 

(2) Die Befreiung von Belastungen ist möglichst 
im Wege der Vereinbarung vorzunehmen. Hierzu 
kann insbesondere Gläubigern dinglicher Rechte die 
Aufnahme in die Sanierungsgemeinschaft unter Ein- 
bringung des Wertes des dinglichen Rechts ange- 
boten werden. 

§ 14 

Plan zur Aufhebung oder Änderung von Rechten 

(1) Soweit eine Einigung nicht zustande kommt, 
können die Grundstücke der Sanierungsgemein- 
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Schaft nach einem von der Gemeinde beschlossenen 
Plan von ihren Belastungen befreit werden. § 61 des 
Bundesbaugesetzes ist entsprechend anzuwenden. 

(2) Der Plan ist von der Sanierungsgemeinschaft 
im Benehmen mit den Beteiligten vorzubereiten. Die 
Gemeinde hat die Sanierungsgemeinschaft bei der 
Vorbereitung des Plans zu unterstützen. 

(3) Aus dem Plan muß der in Aussicht genom- 
mene Neuzustand mit allen tatsächlichen und recht- 
lidien Änderungen hervorgehen, welche die Grund- 
stücke der Sanierungsgemeinsdiaft erfahren. Er muß 
insbesondere Angaben enthalten über 

a) die Rechte nach § 61 des Bundesbaugesetzes, die 
bestehenbleiben, aufgehoben, geändert oder neu 
begründet werden sollen, 

b) die Grundstückslasten nach Rang und Betrag, 

c) die Geldentschädigungen sowie deren Fälligkeit 
und Zahlungsart, 

d) diejenigen, zu deren Gunsten Geldentschädigun- 
gen festgesetzt sind. 

(4) Der vorbereitete Plan bedarf der Zustimmung 
der Gesellschafterversammlung. Hat diese dem Plan 
zugestimmt, so ist er der Gemeinde vorzulegen. 

(5) Die Gemeinde (Umlegungsstelle) hat den vor- 
bereiteten Plan mit den Beteiligten zu erörtern. Sie 
kann ihn ändern oder ablehnen, wenn sie es für er- 
forderlich hält. Hat die Gemeinde den Plan beschlos- 
sen, so stellt sie den Beteiligten einen ihre Rechte 
betreffenden Auszug aus dem Plan zu. Der Plan kann 
nur durch Antrag auf gerichtliche Entscheidung nach 
den Vorschriften des Neunten Teils des Bundesbau- 
gesetzes angefochten werden. Die Vorschriften des 
Bundesbaugesetzes über die Beteiligten (§ 48) und 
über die Rechtsnachfolge (§ 49) finden entsprechende 
Anwendung. 

(6) Die in dem Plan festgesetzten Geldentschädi- 
gungen sind von der Sanierungsgemeinschaft zu lei- 
sten. Erfüllt diese ihre Entschädigungsverpflichtung 
nicht, so haftet die Gemeinde für die Entschädigun- 
gen wie ein Bürge. Die Sanierungsgemeinschaft hat 
der Gemeinde Ersatz zu leisten. 

§ 15 

Ausführungsanordnung 

(1) Ist der Plan nicht mehr anfechtbar, so ordnet 
die Gemeinde seine Ausführung an (Ausführungs- 
anordnung), wenn die Geldentschädigungen gezahlt 
oder zulässigerweise unter Verzicht auf das Recht 
der Rücknahme hinterlegt sind. Dem Eintritt der 
Unanfechtbarkeit des Plans steht es gleich, wenn der 
Plan lediglich wegen der Höhe einer Geldentschädi- 
gung angefochten wird. 

(2) Die Ausführungsanordnung ist allen Beteilig- 
ten zuzustellen, deren Rechtsstellung durch den 
Plan betroffen wird. 

(3) Mit dem in der Ausführungsanordnung fest- 
zusetzenden Tag wird der bisherige Rechtszustand 


durch den im Plan geregelten neuen Rechtszustand 
ersetzt. 

(4) Die Gemeinde ersucht das Grundbuchamt 
unter Übersendung der beglaubigten Abschrift der 
Ausführungsanordnung um Eintragung der einge- 
tretenen Rechtsänderungen in das Grundbuch. 

VIERTER ABSCHNITT 

Mitwirkung der Gemeinde 

§ 16 

Unterrichtung und Beteiligung der Gemeinde 

(1) Die Sanierungsgemeinschaft hat die Gemeinde 
über ihre Absichten und den Stand ihrer Maßnahmen 
zu unterrichten. 

(2) Die Gemeinde ist zu den Sitzungen der Ge- 
sellschafterversammlung und eines Aufsichtsrates 
der Sanierungsgemeinschaft zu laden. Ihr ist jeder- 
zeit Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(3) Gehört der Gemeinde im Gebiet der Sanie- 
rungsgemeinschaft ein Grundstück, so soll sie sich 
an der Gründung der Sanierungsgemeinschaft als 
Gesellschafterin beteiligen. 

§ 17 

Übernahme der Durchführung von 
Ordnungsmaßnahmen 

Die Sanierungsgemeinschaft darf Ordnungsmaß- 
nahmen nach § 13 des Städtebauförderungsgesetzes 
erst durchführen, wenn die Gemeinde mit ihr einen 
Vertrag gemäß § 13 Abs. 1 des Städtebauförderungs- 
gesetzes abgeschlossen hat. Die Sanierungsgemein- 
schaft hat gegenüber der Gemeinde einen Anspruch 
auf eine angemessene Vorauszahlung zur Deckung 
der Kosten der vertraglich übernommenen Ord- 
nungsmaßnahmen. 

§ 18 

Ausgleichsbetrag 

(1) Vor Beendigung der Ordnungsmaßnahmen 
teilt die Gemeinde der Sanierungsgemeinschaft die 
voraussichtliche Höhe des nach Abschluß der Sa- 
nierung zu leistenden Ausgleichsbetrages nach § 41 
Abs. 4 des Städtebauförderungsgesetzes mit. 

(2) Schuldnerin des Ausgleichsbetrages ist die 
Sanierungsgemeinschaft. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Beendigung der Sanierungsgemeinschaft 

§ 19 

Erlöschen der Anerkennung 

(1) Ist für das Gebiet der Sanierungsgemeinschaft 
die Sanierung nach § 50 oder § 51 des Städtebau- 
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förderungsgesetzes abgeschlossen, so erlischt die 
Anerkennung als Sanierungsgemeinschaft. 

(2) Die Gemeinde teilt der Anerkennungsbehörde 
den Abschluß der Sanierung mit. Das Erlöschen 
wird durch diese Behörde festgestellt. 

(3) Nach dem Erlöschen der Anerkennung darf 
die Gesellschaft die Bezeichnung „Sanierungsge- 
meinschaft“ nicht mehr führen. 

§ 20 

Fortführung der Gesellschaft 

(1) Ist die Anerkennung als Sanierungsgemein- 
schaft erloschen oder entzogen worden, so kann die 
Gesellschaft fortgeführt werden, wenn die Gesell- 
schafter durch Änderung des Gesellschaftsvertrags 
den Gegenstand des Unternehmens dem geänderten 
Gesellschaftszweck anpassen. 

(2) Jeder Gesellschafter kann innerhalb von drei 
Monaten nach Erlöschen der Anerkennung als Sa- 
nierungsgemeinschaft aus der Gesellschaft aus- 
treten. Als Abfindung kann er den Verkehrswert 
seines Geschäftsanteils verlangen. 

(3) Die Abfindung ist durch Übertragung von 
Rechten nach dem Wohnungseigentumsgesetz oder 
mit Zustimmung des Gesellschafters durch Übertra- 
gung dinglicher oder obligatorischer Rechte an 
Grundstücken zu leisten. Soweit dies nicht möglich 
ist, ist die Abfindung in Geld zu leisten, 

§ 21 

Auflösung der Gesellschaft 

(1) Wird die Gesellschaft aufgelöst, so hat die 
Gesellschafterversammlung über die Verteilung des 
Vermögens der Gesellschaft auf die Gesellschafter 
nach dem Verhältnis ihrer Geschäftsanteile und vor- 
behaltlich der Rechte der Gläubiger zu beschließen. 
Nach Möglichkeit sollen 

1. Grundstücke der Gesellschaft geteilt und den 
Gesellschaftern Einzeleigentum oder grund- 
stücksgleiche Rechte übertragen werden oder 

2. an den Grundstücken der Gesellschaft Miteigen- 
tum nach Bruchteilen, Wohnungseigentum oder 
Teileigentum gebildet und den Gesellschaftern 
übertragen werden oder 

3. Grundstücke einem nach § 25 Abs. 2 des Städte- 
bauförderungsgesetzes geeigneten Immobilien- 
fonds übertragen werden, der den Gesellschaftern 
Anteile überträgt. 

Diese Formen können auch nebeneinander beschlos- 
sen werden. 

(2) Mit Einzeleigentum, grundstücksgleidien Rech- 
ten, Miteigentum nach Bruchteilen, Wohnungs- oder 
Teileigentum oder Immobilienfondsanteilen sollen 
nach Möglichkeit Gesellschafter abgefunden werden, 
die Grundstücke in die Gesellschaft eingebracht 
haben. 


(3) Gesellschafter, die kein Einzeleigentum, 
grundstücksgleiche Rechte, Miteigentum nach Bruch- 
teilen, Wohnungs- oder Teileigentum oder keine 
Immobilienfondsanteile erhalten, sollen auf ihren 
Wunsch nach Möglichkeit mit dinglichen oder obli- 
gatorischen Rechten abgefunden werden. 

(4) Soweit die Abfindung mit Eigentum oder 
Rechten nicht dem Wert des Geschäftsanteils ent- 
spricht, findet ein Wertausgleich in Geld statt. 


ZWEITER TEIL 

Entwicklungsgemeinschaften 

§ 22 

Zusammenschluß zu einer Entwicklungsgemeinschaft 

(1) Grundeigentümer, die von der Gemeinde oder 
dem Entwicklungsträger Grundstücke im Entwick- 
lungsbereich nach § 59 des Städtebauförderungsge- 
setzes erworben haben, Mieter, Pächter und sonstige 
Nutzungsberechtigte sowie andere Dritte können 
sich zu einer Entwicklungsgemeinschaft im Sinne des 
§ 60 des Städtebauförderungsgesetzes zusammen- 
schließen, deren ausschließlicher Zweck in der ge- 
meinsamen Durchführung der Bebauung in einem be- 
stimmten Teil des Entwicklungsbereichs (Gebiet der 
Entwicklungsgemeinschaft) besteht. Die Vorschriften 
des § 1 Abs. 2 und 3 gelten entsprechend. 

(2) Die Gemeinde oder der Entwicklungsträger 
soll bereits beim Erwerb der Grundstücke im Ent- 
wicklungsbereich die Bereitschaft der früheren 
Grundeigentümer, Mieter, Pächter und anderen Nut- 
zungsberechtigten, in einer Entwicklungsgemein- 
schaft an der gemeinsamen Bebauung mitzuwirken, 
ermitteln und die Gründung der Gesellschaft mit 
ihnen erörtern. 

(3) Das Gebiet der Entwicklungsgemeinschaft 
darf sich auf Grundstücke der in § 53 Abs. 2 Satz 2 
des Städtebauförderungsgesetzes bezeichneten Art 
nur mit Zustimmung des Bedarfsträgers erstrecken. 

§ 23 

Anerkennung als Entwicklungsgemeinschaft 

(1) Die Gesellschaft ist als Entwicklungsgemein- 
schaft anzuerkennen, wenn 

a) sich an dem Abschluß des Gesellschaftsvertrags 
mindestens die Hälfte aller Grundeigentümer im 
Gebiet der Entwicklungsgemeinschaft beteiligt 
haben, denen zusammen mindestens die Hälfte 
der Flächen in diesem Gebiet gehören, 

b) es auf Grund der Festsetzungen des Bebauungs- 
plans und der Erfordernisse der Entwicklungs- 
maßnahme wirtschaftlich und zweckmäßig ist, 
das Gebiet der Entwicklungsgemeinschaft durch 
die Gemeinschaft zu bebauen, und die Gemeinde 
dies bestätigt hat. 
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c) die in § 3 Abs. 1 Buchstabe c bis g bestimmten 
Voraussetzungen sinngemäß vorliegen. 

(2) Im übrigen sind für die Anerkennung die Vor- 
schriften des § 2, des § 3 Abs. 2 bis 4 und des § 4 
entsprechend anzuwenden. 

§ 24 

Veräußerung von Grundstücken 

Die Gemeinde oder der Entwicklungsträger soll 
noch nicht veräußerte Grundstücke, die im Gebiet 
der Entwicklungsgemeinschaft liegen, unter Berück- 
sichtigung der Voraussetzungen des § 59 des Städte- 
bauförderungsgesetzes an Personen veräußern, die 
sich bereit erklärt haben, der Entwicklungsgemein- 
schaft beizutreten. 

§ 25 

Anwendung der Vorschriften über die 
Sanierungsgemeinschaft 

Auf die Entwicklungsgesellschaft sind im übrigen 
die Vorschriften der §§ 5 bis 10, 16 und 19 bis 21 
entsprechend anzuwenden. 


DRITTER TEIL 

Ergänzungs- und Schlußvorschriften 

§ 26 

Verwendung der Bezeichnung 
Sanierungs- oder Entwicklungsgemeinschaft 

Ein Unternehmen darf sich nicht als Sanierungs- 
oder Entwicklungsgemeinschaft bezeichnen oder 
diese Bezeichnung in seine Firma aufnehmen, wenn 


es nicht nach den Vorschriften dieses Gesetzes an- 
erkannt ist. 

§ 27 

Änderung des Städtebauförderungsgesetzes 

Das Gesetz über städtebauliche Sanierungs- und 
Entwicklungsmaßnahmen in den Gemeinden (Städte- 
bauförderungsgesetz) vom 27. Juli 1971 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1125) wird wie folgt geändert: 

1. In § 14 Abs. 1 erhält Satz 2 die folgende Fassung: 

„Die Sanierungsgemeinschaft kann nur in der 
Rechtsform einer Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung betrieben werden und erhält die Eigen- 
schaft als Sanierungsgemeinschaft mit der Aner- 
kennung durch die nach Landesrecht zuständige 
Behörde." 

2. In § 60 Abs. 1 erhält Satz 2 die folgende Fassung; 

„Die Entwicklungsgemeinschaft kann nur in der 
Rechtsform einer Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung betrieben werden und erhält die Eigen- 
schaft als Entwicklungsgemeinschaft mit der An- 
erkennung durch die nach Landesrecht zuständige 
Behörde." 

§ 28 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
sowie des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsge- 
setzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

§ 29 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die Ver- 
kündung folgenden Monats in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

1 . 

Das Städtebauförderungsgesetz vom 27. Juli 1971 
(StBauFG) geht bei der städtebaulichen Sanierung 
davon aus, daß die Ordnungsmaßnahmen grund- 
sätzlich von der Gemeinde, die Baumaßnahmen da- 
gegen grundsätzlich von den Eigentümern durchge- 
führt werden. Die Gemeinde kann aber auch die 
Durchführung von Ordnungsmaßnahmen den Grund- 
eigentümern übertragen. Ist in einem Sanierungsge- 
biet oder in einem Teil eines Gebiets die Errichtung 
größerer Baueinheiten vorgesehen oder müssen grö- 
ßere Teile der vorhandenen Bausubstanz beseitigt 
und die Grundstücke für eine Bebauung neu geord- 
net werden, so ist eine wirtschaftliche und zweck- 
mäßige Durchführung der Sanierung nur dann mög- 
lich, wenn entweder die Gemeinde sie übernimmt 
oder einem Sanierungsträger überträgt oder die 
Eigentümer der betroffenen Grundstücke gemeinsam 
die Maßnahmen durchführen. In solchen Fällen bie- 
tet es sich an, daß sich die Eigentümer zur gemein- 
samen Durchführung der Sanierung zusammenschlie- 
ßen. 

Die Vorschrift des § 13 Abs. 4 StBauFG sieht bereits 
vor, daß sich die Eigentümer für die gemeinsame 
Durchführung der Sanierung zu einer juristischen 
Person beliebiger Rechtsform zusammenschließen 
können. Eine in Aussicht genommene gemeinsame 
Sanierung kann aber scheitern, wenn auch nur ein 
einzelner Grundeigentümer, dessen Grundstück be- 
nötigt wird, seine Mitwirkung verweigert. Ein Zu- 
sammenschluß nach § 13 Abs. 4 StBauFG ist daher 
nicht immer für eine gemeinsame Durchführung der 
Sanierung geeignet. 

In § 14 des StBauFG ist daher vorgesehen, daß 
Eigentümer, Mieter, Pächter und sonstige Nutzungs- 
berechtigte sowie andere Dritte sich zu einer Sa- 
nierungsgemeinschaft zusammenschließen können, 
deren ausschließlicher Zweck in der gemeinsamen 
Durchführung der Sanierung besteht. Das Nähere 
über die Sanierungsgemeinschaft soll in einem be- 
sonderen Gesetz geregelt werden. Dabei war daran 
gedacht, dieser Sanierungsgemeinschaft gesetzlich 
Befugnisse einzuräumen, die es ihr ermöglichen, 
die Sanierung in dem von ihr vorgesehenen Gebiet 
auch dann durchzuführen, wenn eine Minderheit von 
Grundeigentümern nicht bereit ist, in der Gemein- 
schaft mitzuwirken. Es waren dann Wege zu finden, 
die es der Sanierungsgemeinschaft oder beitritts- 
willigen Dritten gestatten, die Grundstücke der 
nicht mitwirkungsbereiten Eigentümer zur Durch- 
führung der Sanierung zu erwerben. 

Ähnliche Probleme können bei der Durchführung 
von Entwicklungsmaßnahmen auftreten. In § 60 des 
StBauFG ist daher die Bildung von Entwicklungsge- 
meinschaften vorgesehen, über die ebenfalls das 


Nähere in einem besonderen Gesetz geregelt wer- 
den soll. 

Bei der Verabschiedung des Städtebauförderungsge- 
setzes hat der Deutsche Bundestag die Bundesregie- 
rung in einer Entschließung aufgefordert, den Ent- 
wurf des in §§ 14 und 60 StBauFG vorgesehenen 
Gesetzes über Sanierungs- und Entwicklungsgemein- 
schaften einzubringen. Dies geschieht nunmehr mit 
dem vorliegenden Gesetzentwurf. 

II. 

Der Inhalt des Entwurfs ist durch die Vorschriften 
der §§ 14 und 60 StBauFG im wesentlichen vorge- 
zeichnet. Diese Vorschriften sehen u. a. für Sanie- 
rungs- und Entwicklungsgemeinschaften eine neue 
Rechtsform vor, und zwar eine juristische Person des 
privaten Rechts, die durch Verleihung der Rechts- 
fähigkeit entsteht. 

Bei der Erarbeitung des Entwurfs hat sich ergeben, 
daß die Schaffung einer neuen Rechtsform für die 
Sanierungs- und Entwicklungsgemeinschaften auf 
erhebliche Schwierigkeiten stößt. Es müßte insbe- 
sondere eine neue gesellschaftsrechtliche Organisa- 
tionsform entwickelt werden und die neue juristische 
Person in einem Einführungsgesetz in das beste- 
hende Recht, vor allem das Handelsrecht und das 
Steuerrecht, eingefügt werden. Dazu besteht aber 
keine Notwendigkeit, weil nach dem geltenden Recht 
genügend Organisationsformen für juristische Per- 
sonen des privaten Rechts zur Verfügung stehen, 
die auch für Sanierungs- und Entwicklungsgemein- 
schaften verwendet werden können. Es bietet sich 
daher an, an eine vorhandene Rechtsform anzu- 
knüpfen. 

Nach Ansicht der Bundesregierung ist die Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung wegen ihrer Struk- 
tur und vielfältigen Verwendungsmöglichkeit die 
geeignete Rechtsform als Grundlage für die Sanie- 
rungs- und Entwicklungsgemeinschaften. Anderer- 
seits können aber nicht jeder Gesellschaft die Rechte 
eingeräumt werden, die notwendig sind, damit eine 
gemeinsame Sanierung oder eine gemeinsame Be- 
bauung im Entwicklungsbereich durchgeführt wer- 
den kann, sondern nur derjenigen, die bestimmte 
Voraussetzungen erfüllt. Der Entwurf sieht daher 
vor, daß als Sanierungs- oder Entwicklungsgemein- 
schaften nur Gesellschaften tätig werden können, die 
eine besondere Anerkennung durch die nach Landes- 
recht zuständige Behörde erhalten haben. 

Die GmbH darf erst dann in das Handelsregister ein- 
getragen werden — entsteht also erst in diesem 
Zeitpunkt — , wenn die zuständige Behörde die An- 
erkennung als Sanierungsgemeinschaft ausgespro- 
chen hat. An die Stelle der in den §§ 14 und 60 
StBauFG vorgesehenen Verleihung der Rechtsfähig- 
keit tritt damit die Anerkennung als Sanierungsge- 
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meinschaft. Inhaltlich entspricht diese Regelung also 
dem Grundgedanken dieser Vorschriften. 

Wenn auch die Abweichung von der in den §§ 14 
und 60 StBauFG vorgesehenen Regelung mehr for- 
malrechtlicher Natur ist, bedarf- es doch einer An- 
passung dieser Vorschriften an die neue Konzep- 
tion, um die Regelungen widerspruchsfrei zu halten. 
Dadurch wird auch klargestellt, daß die im Städte- 
bauförderungsgesetz für die Sanierungs- und Ent- 
wicklungsgemeinschaften enthaltenen steuerlichen 
Vergünstigungen sich auf die in dem vorliegenden 
Gesetzentwurf behandelten Gemeinschaften be- 
ziehen. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 


ERSTER TEIL 

Sanierungsgemeinschaften 


ERSTER ABSCHNITT 

Errichtung der Sanierungsgemeinschaft 

Zu § 1 — Zusammenschluß zu einer Sanierungsge- 
meinschaft 

Wesensmerkmal der Sanierungsgemeinschaft ist, daß 
sie ein Zusammenschluß von Grundeigentümern, 
Mietern, Pächtern, anderen Nutzungsberechtigten 
und sonstigen Dritten ist. Als Dritte kommen z. B. 
Kreditinstitute und Wohnungsunternehmen in Be- 
tracht. 

Ausschließlicher Zweck der Sanierungsgemeinschaft 
ist die gemeinsame Durchführung der Sanierung 
oder einzelner Sanierungsmaßnahmen im Gebiet der 
Sanierungsgemeinschaft (Absatz 1). Gesellschaften, 
die als Sanierungsgemeinschaften tätig werden wol- 
len, können daher erst nach der förmlichen Fest- 
legung des Sanierungsgebiets gegründet werden. 
Welche Sanierungsmaßnahmen die Sanierungsge- 
meinschaft durchführen will, muß im Gesellschafts- 
vertrag bestimmt werden. Die Sanierungsgemein- 
schaft kann z. B. nur Baumaßnahmen oder Ordnungs- 
maßnahmen — ganz oder teilweise — und Baumaß- 
nahmen durchführen. 

Absatz 2 bestimmt, daß die Sanierungsgemeinschaft 
nur in der Rechtsform einer GmbH betrieben werden 
kann. Diese Rechtsform bietet sich wegen ihrer viel- 
fältigen Verwendungsmöglichkeiten an (siehe Allge- 
meiner Teil). 

Es wird vielfach der Wunsch bestehen, das Vermö- 
gen der Gesellschaft nach Durchführung der Sanie- 
rung auf die Gesellschafter zu verteilen. Die Ver- 
teilung des Gesellschaftsvermögens ist in § 21 ge- 
regelt. Nach Absatz 3 soll die Gesellschaft von vorn- 
herein solche Maßnahmen ergreifen, die eine spätere 
Aufteilung des Vermögens ermöglichen. 

Die in Absatz 1 genannten Personen werden sich zu 
einer gemeinsamen Sanierung nur dann bereit finden. 


wenn ihnen bekannt ist, welche Vorstellungen über 
die Neuordnung des Sanierungsgebiets bestehen und 
welche Maßnahmen getroffen werden müssen. Die 
Gründung von Gesellschaften als Sanierungsgemein- 
schaften wird also wesentlich von der Aktivität der 
Gemeinde abhängen. Absatz 4 verpflichtet daher die 
Gemeinde, die Bereitschaft der Grundeigentümer, 
Mieter, Pächter und anderen Nutzungsberechtigten, 
sich in einer Sanierungsgemeinschaft an der beab- 
sichtigten Sanierung zu beteiligen, bereits im Rah- 
men der vorbereitenden Untersuchungen zu ermit- 
teln und nach der förmlichen Festlegung die Grün- 
dung des Zusammenschlusses zu erörtern. 

Nach Absatz 5 dürfen Grundstücke der in § 12 
Abs, 2 StBauFG bezeidineten Art nur mit Zustim- 
mung des jeweiligen Bedarfsträgers in das Gebiet 
der Sanierungsgemeinschaft einbezogen werden. Da- 
mit wird klargestellt, daß die Bedürfnisse dieser Be- 
darfsträger auch bei der Durchführung der Sanie- 
rung durch eine Sanierungsgemeinschaft zu berück- 
sichtigen sind. 

Zu § 2 — Anerkennungsverfahren 

Für die Anerkennung der Gesellschaft als Sanie- 
rungsgemeinschaft ist die nach Landesrecht be- 
stimmte Behörde zuständig. Die in dieser Vorschrift 
vorgesehene Stellungnahme der Gemeinde soll dazu 
dienen, der zuständigen Behörde Beurteilungsunter- 
lagen für ihre Entscheidung zu liefern. 


Zu § 3 — Anerkennung als Sanierungsgemeinschaft 

Da die Sanierungsgemeinschaft im Unterschied zu 
anderen Zusammenschlüssen eine besondere Rechts- 
stellung sowohl gegenüber den Grundeigentümern, 
die sich an dem Abschluß des Gesellschaftsvertrages 
nicht beteiligt haben, als auch gegenüber ihren 
Gläubigern und der Gemeinde hat, ist die Anerken- 
nung an eine Reihe von Voraussetzungen geknüpft. 
Für die Anerkennung müssen alle diese Vorausset- 
zungen gegeben sein. 

Im Hinblick auf die Aufgabe der Sanierungsgemein- 
schaft erscheint es erforderlich, daß sich mindestens 
zwei Drittel aller Grundeigentümer im Gebiet der 
Sanierungsgemeinschaft, denen zusammen min- 
destens zwei Drittel der Fläche in diesem Gebiet 
gehören, an dem Abschluß des Gesellschaftsvertrages 
beteiligten (Absatz 1 Buchstabe a), unabhängig da- 
von, wieviel Mieter, Pächter und sonstige Dritte 
außerdem zu den Gründern gehören. Andererseits 
sind diese Voraussetzungen auch ausreichend, weil 
damit eine überwiegende Mehrheit der Grundeigen- 
tümer die gemeinsame Sanierung durchführen will, 
denen zugleich auch der größere Teil der zu sanie- 
renden Flächen gehört. Im übrigen kann die Initia- 
tive der Mehrheit der Grundeigentümer auch dazu 
beitragen, daß die anderen anfänglich unentschlosse- 
nen Grundeigentümer der bereits gegründeten Ge- 
sellschaft später beitreten. 

Nach Absatz 1 Buchstabe b ist die Anerkennung als 
Sanierungsgemeinschaft von der Bestätigung der 
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Gemeinde abhängig, daß es auf Grund der beabsich- 
tigten Neugestaltung des Sanierungsgebiets oder 
des Bebauungsplans wirtschaftlich und zweckmäßig 
ist, das Gebiet der Sanierungsgemeinschaft gemein- 
sam neu zu ordnen und/oder zu bebauen. Wenn also 
die Grundeigentümer die erforderlichen Sanierungs- 
maßnahmen jeder für sich wirtschaftlich und zweck- 
mäßig durchführen können, kann die Anerkennung 
als Sanierungsgemeinschaft nicht ausgesprochen 
werden. 

Durch Absatz 1 Buchstabe c soll sichergestellt wer- 
den, daß die Anerkennung als Sanierungsgemein- 
schaft nur dann erfolgt, wenn der Gesellschaftsver- 
trag die in § 4 vorgesehenen Bestimmungen enthält. 
Die Bestimmung des Buchstaben d soll die Einhaltung 
der Vorschriften des StBauFG sicherstellen. Die unter 
den Buchstaben e und f genannten Voraussetzungen 
müssen gegeben sein, damit die Gesellschaft ihre 
Aufgaben erfüllen kann. 

Von besonderer Bedeutung für die Sanierungsge- 
meinschaften wird die Mitwirkung der Mieter, Päch- 
ter und sonstigen Nutzungsberechtigten sein. Da die- 
ser Personenkreis jedoch vielfach noch nicht an der 
Gründung beteiligt ist oder sich erst später zu einem 
Beitritt entschließen kann, ist es wesentlich, ihnen 
entsprechende Befugnisse vorzubehalten. § 4 Abs. 1 
Nr. 4 sieht deshalb vor, daß der Gesellschaftsvertrag 
Regelungen über die Voraussetzungen zu treffen hat, 
unter denen Mieter, Pächter und sonstige Nutzungs- 
berechtigte in die Sanierungsgemeinschaft aufzuneh- 
men sind. Aber auch die Interessen der Mieter, 
Pächter und sonstigen Nutzungsberechtigten, die 
nicht der Sanierungsgemeinschaft beitreten, müssen 
im Rahmen der Gemeinschaft gewahrt sein. Absatz 1 
Buchst, g bestimmt daher, daß die Anerkennungs- 
behörde eine entsprechende Prüfung vorzunehmen 
hat. Unter welchen Voraussetzungen die Interessen 
der Mieter, Pächter und sonstigen Nutzungsberech- 
tigten durch die Sanierungsgemeinschaft als gewahrt 
anzusehen sind, soll im einzelnen in einer Rechts- 
verordnung der Bundesregierung mit Zustimmung 
des Bundesrats geregelt werden; die Ermächtigung 
für diese Rechtsverordnung ist in Absatz 4 enthalten. 
Das Gebiet der Sanierungsgemeinschaft wird von 
den Gründern festgelegt. In der Regel wird diese 
Festlegung im Einvernehmen mit der Gemeinde er- 
folgen. Letztlich muß aber über die Größe des Ge- 
biets die Gemeinde entscheiden können, da nur sie 
allein in der Lage ist, festzustellen, ob die Voraus- 
setzungen für eine gemeinsame Durchführung der 
Sanierung in einem bestimmten Gebiet vorliegen 
oder nicht. Eine Änderung des Gebiets kann z. B. 
notwendig sein, wenn die Sanierungsgemeinschaft 
in ihr Gebiet Grundstücke einbezogen hat, die für 
die gemeinsame Durchführung der Sanierung nicht 
benötigt werden. 

Zu § 4 — Gesellschaftsvertrag 

Die Vorschriften des geltenden GmbH-Rechts über 
den notwendigen Inhalt des Gesellschaftsvertrages 
tragen den Besonderheiten der in der Rechtsform 
einer GmbH betriebenen Sanierungsgemeinschaft 
nicht Rechnung. Der notwendige Inhalt des Gesell- 
schaftsvertrages muß daher ergänzt und den Auf- 


gaben einer Sanierungsgemeinschaft angepaßt wer- 
den. Absatz 1 regelt, welche Bestimungen der Ge- 
sellschaftsvertrag über den in § 3 Abs. 1 GmbH-Ge- 
setz vorgeschriebenen Inhalt hinaus enthalten muß. 
Im einzelnen handelt es sich hierbei insbesondere 
um die Festlegung von Voraussetzungen für die 
Aufnahme von Mietern, sonstigen Nutzungsberech- 
tigten und anderen Dritten, die vom GmbH-Recht 
im Interesse der Gesellschafter abweichende Rege- 
lung über die Zuständigkeit für die Aufnahme von 
Krediten, die sinngemäße Anwendung der Vor- 
schriften des Aktiengesetzes über die Aufstellung 
und Prüfung des Jahresabschlusses und eines erwei- 
terten Minderheitenschutzes. 


Zu § 5 — Änderung des Gesellschaftsvertrages 

Voraussetzung für die Anerkennung als Sanie- 
rungsgemeinschaft ist u. a., daß der Gesellschafts- 
vertrag die in § 4 vorgeschriebenen Bestimmungen 
enthält. Durch die Vorschrift des § 5 soll sicherge- 
stellt werden, daß diese Anerkennungsvorausset- 
zung durch eine Änderung des Gesellschaftsvertra- 
ges nicht umgangen wird. 


Zu § 6 — Entziehung der Anerkennung 

Die Anerkennung der GmbH als Sanierungsgemein- 
schaft ist an bestimmte Voraussetzungen geknüpft 
(§ 3), da sie eine besondere Stellung sowohl gegen- 
über der Gemeinde, als auch gegenüber den Grund- 
eigentümern in ihrem Gebiet hat. Diese besondere 
Stellung ist nicht gerechtfertigt, wenn die Anerken- 
nungsvoraussetzungen weggefallen sind. Absatz 1 
bestimmt daher, daß die Anerkennung als Sanie- 
rungsgemeinschaft zu entziehen ist, wenn die Vor- 
aussetzungen für die Anerkennung nicht mehr vor- 
liegen. 

Nach Absatz 2 kann die Anerkennung auch entzogen 
werden, wenn Beschlüsse und Maßnahmen der Or- 
gane der Sanierungsgemeinschaft gegen das Gesetz, 
den Gesellschaftsvertrag oder die von der Sanie- 
rungsgemeinschaft mit der Gemeinde getroffenen 
Vereinbarungen verstoßen. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Rechtsverhältnisse der Sanierungsgemein- 
schaft und der Grundeigentümer im Gebiet der 
Sanierungsgemeinschaft 

Zu § 7 — Aufforderung zum Beitritt 

Nach Erlangung der Rechtsfähigkeit hat die Sanie- 
rungsgemeinschaft unverzüglich die zur Durchfüh- 
rung der Sanierung erforderlichen Maßnahmen ein- 
zuleiten. Hierzu gehörte die Gewinnung der Grund- 
stückseigentümer, deren Grundstücke für die Sanie- 
rung im Gebiet der Sanierungsgemeinschaft benö- 
tigt werden, als Gesellschafter. Deshalb sieht Ab- 
satz 1 vor, daß die Sanierungsgemeinschaft diese 
Eigentümer zum Beitritt auffordert. 
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Der Aufforderung korrespondiert die Aufnahme- 
pflicht der Sanierungsgemeinschaft gegenüber den 
betroffenen Eigentümern, insbesondere auch im Hin- 
blick auf die in den §§ 10 und 11 geregelten beson- 
deren Maßnahmen. 

Zu § 8 — übernahmeverlangen 

Grundeigentümer, die sich an der gemeinsamen 
Durchführung der Sanierung nicht beteiligen wol- 
len, haben einen Anspruch auf Übernahme ihrer im 
Gebiet der Sanierungsgemeinschaft gelegenen 
Grundstücke. 

Das übernahmeverlangen ist im wesentlichen dem 
Übernahmeanspruch nach § 19 Abs. 4 StBauFG 
nachgebildet. Es richtet sich in erster Linie gegen 
die Sanierungsgemeinschaft, die das Grundstück für 
die Durchführung ihrer Maßnahmen benötigt, und 
nur hilfsweise gegen die Gemeinde. Deshalb hat die 
Gemeinde ein übernommenes Grundstück auch der 
Sanierungsgemeinschaft zu übertragen. Für den Fall, 
daß sich die Beteiligten nicht einigen können, ist in 
Absatz 4 ein Übernahmeanspruch des Grundeigen- 
tümers mit einer Entschädigung nach Enteignungs- 
grundsätzen vorgesehen. 

Zu § 9 — Freihändiger Grundstückserwerb 

Die Sanierungsgemeinschaft ist verpflichtet, sich um 
den freihändigen Erwerb der für die gemeinsame 
Durchführung der Sanierung benötigten Grund- 
stücke zu bemühen (Absatz 1). Ein möglicher freihän- 
diger Erwerb soll nicht allein daran scheitern, daß 
der Grundeigentümer aus persönlichen oder anderen 
Gründen nicht bereit ist, mit der Sanierungsgemein- 
schaft zu verhandeln. Aus diesem Grunde ist vorge- 
sehen, daß die Gemeinde in die Erwerbsverhandlun- 
gen eingeschaltet werden kann. 

Zu § 10 — Grundstückstausch 

Durch das neugeschaffene Institut des Grundstücks- 
tausches soll die Möglichkeit geschaffen werden, 
die Grundstücke nichtbeitrittswilliger Grundeigen- 
tümer für die Sanierungsgemeinschaft zu erwerben, 
die Eigentümer wieder mit Grundstücken abzufin- 
den und gleichzeitig interessierte Grundeigentümer, 
deren Grundstücke nicht im Gebiet der Sanierungs- 
gemeinschaft liegen, als Gesellschafter zu gewinnen. 

Um den Beteiligten die eventuell zu leistenden Wert- 
ausgleichszahlungen zu sichern, ist die Bekannt- 
machung durch die Gemeinde und damit die Rechts- 
änderung erst nach Leistung dieser Zahlungen zu- 
lässig. Da die Anordnung des Grundstückstausches 
durch die Gemeinde einen Eingriff in Rechte der Be- 
troffenen darstellt, war auch der Rechtsbehelf hier- 
gegen zu regeln. 

Zu § 11 — Umlegung 

Absatz 1 gewährt der Sanierungsgemeinschaft, wenn 
sie nicht alle Grundstücke in ihrem Gebiet erworben 
hat, ein formelles Antragsrecht auf Einleitung des 
Umlegungsverfahrens. Hat die Sanierungsgemein- 


schaft einen solchen Antrag gestellt, dann ist die 
Gemeinde verpflichtet zu prüfen, ob die Voraus- 
setzungen für die Einleitung vorliegen. Die Ge- 
meinde wird auch prüfen müssen, ob die Durchfüh- 
rung der Sanierung durch die Sanierungsgemein- 
schaft in ihrem Gebiet durch eine Umlegung sicher- 
gestellt werden kann. 

Unabhängig vom formalen Antragsrecht der Sanie- 
rungsgemeinschaft ist die Gemeinde bereits nach 
§ 8 Abs. 1 StBauFG verpflichtet, die zur Durchfüh- 
rung der Sanierung erforderlichen Maßnahmen ein- 
zuleiten, z. B. auch ein Umlegungsverfahren. Satz 3 
stellt dies nochmals besonders heraus (Absatz 1). 
Die Bestimmungen des Vierten Teils des Städtebau- 
förderungsgesetzes bleiben unberührt. 

Hat die Gemeinde die Umlegung angeordnet, dann 
soll sie nach Möglichkeit im Wege dieses gesetzlich 
geordneten Verfahrens Grundstücke im Gebiet der 
Sanierungsgemeinschaft Grundeigentümern aus dem 
Umlegungsgebiet zuteilen, die sich bereit erklärt 
haben, der Sanierungsgemeinschaft beizutreten. 

Zu § 12 — Enteignung 

Für die Enteignung von Grundstücken im Gebiet 
der Sanierungsgemeinschaft gelten die entsprechen- 
den Vorschriften des BBauG und des StBauFG. Das 
Wohl der Allgemeinheit erfordert nicht nur dann 
eine Enteignung, wenn das Grundstück als Gemein- 
bedarfsfläche, als öffentliche Verkehrs- oder Grün- 
fläche oder für sonstige öffentliche Zwecke festge- 
setzt ist, sondern auch dann, wenn der Grundeigen- 
tümer eine festgesetzte Nutzung nicht zu realisieren 
bereit oder in der Lage ist und die Sanierung daran 
scheitern müßte. Eine Enteignungsmöglichkeit zu- 
gunsten der Sanierungsgemeinschaft ist deshalb er- 
forderlich, da nur so letztlich sichergestellt werden 
kann, daß sie die übernommene Sanierung zügig 
und zweckmäßig durchführen kann. 


DRITTER ABSCHNITT 

Aufhebung und Änderung von Rechten an 
Grundstücken der Sanierungsgemeinschaft 

Zu § 13 — Vertragliche Aufhebung von Rechten 

Nach Absatz 1 sind die Grundstücke der Sanierungs- 
gemeinschaft von Belastungen zu befreien, soweit 
sie die Durchführung der Sanierung erschweren. Da- 
durch sollen nicht nur die Schwierigkeiten überwun- 
den werden, die sich aus den unterschiedlichen Be- 
lastungsverhältnissen bei der Vereinigung mehrerer 
Grundstücke ergeben könnten, sondern auch die 
Neubeleihung zur Finanzierung der Neubebauung 
soll erleichtert werden. 

Absatz 2 räumt der privatrechtlichen Vereinbarung 
über die Befreiung von Belastungen den Vorrang 
ein. Eine besondere Form der Lastenbefreiung, näm- 
lich den Beitritt Gläubiger dinglicher Rechte zur Sa- 
nierungsgemeinschaft unter Einbringung des Wertes 
ihres Rechts als Geschäftsanteil, regelt Satz 2. Diese 
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Regelung hat den Vorteil, daß die Sanierungsge- 
meinschaft Mittel, die sie sonst zu diesem Zeitpunkt 
für die Ablösung von Rechten aufbringen müßte, für 
andere Maßnahmen verwenden kann. 


Zu § 14 — Plan zur Aufhebung oder Änderung von 
Rechten 

Entsprechend den für die Umlegung geltenden Rege- 
lungen in den §§ 48, 49, 61 und 66 BBauG sollen zur 
Ermöglichung von der Sanierungsgemeinschaft be- 
absichtigten Maßnahmen auf Grund eines Planes be- 
lastende Rechte aufgehoben oder geändert werden, 
soweit eine gütliche Einigung nach § 13 nicht zu- 
stande kommt. Die Vorbereitung des Plans ist eine 
wesentliche Aufgabe der Sanierungsgemeinschaft. 
Für die endgültige Beschlußfassung über den Plan 
ist die Gemeinde zuständig. Die Gemeinde ist an den 
vorbereitenden Plan nicht gebunden. Sie kann ihn 
ändern oder ablehnen, wenn sie es aus sachlichen 
Gründen für erforderlich hält. Durch die Vorschrift 
des Absatzes 6 soll die Erfüllung der Entschädi- 
gungsansprüche der Betroffenen sichergestellt wer- 
den. Die Haftung der Gemeinde wie ein Bürge soll 
bewirken, daß sie erst in Anspruch genommen wer- 
den kann, wenn die Sanierungsgemeinschaft bereits 
erfolglos herangezogen worden ist (Einrede der 
Vorausklage). 

Zu § 15 — Ausführungsanordnung 

Die Vorschriften über die Ausführungsanordnung 
entsprechen im wesentlichen der Regelung des 
BBauG über die Umlegung. Dem Absatz 1 Satz 1 
liegt das Prinzip der vorgängigen Entschädigung zu- 
grunde. Im Interesse eines beschleunigten Abschlus- 
ses des Verfahrens bestimmt Absatz 1 Satz 2, daß 
die Anfechtung wegen der Höhe einer Geldabfin- 
dung den Eintritt der Unanfechtbarkeit des Plans 
nicht hindert. Die Anordnung ist allen Beteiligten, 
deren Rechtstellung betroffen wird, zuzustellen (Ab- 
satz 2). 

Aus Gründen der Rechtssicherheit muß nach Absatz 3 
in der Ausführungsanordnung der Tag angegeben 
werden, an dem der bisherige Rechtszustand sich 
ändert. Die Rechtswirkungen treten mit dem in der 
Ausführungsanordnung festgesetzten Tag außerhalb 
des Grundbuchs ein. Das Grundbuch wird unrichtig 
und muß berichtigt werden. Zu diesem Zweck sind 
dem Grundbuchamt nach Absatz 4 die erforderlichen 
Unterlagen zu übersenden. 


VIERTER ABSCHNITT 

Mitwirkung der Gemeinde 

Zu § 16 — Unterrichtung und Beteiligung der 
Gemeinde 

Die Gemeinde trägt nach § 8 StBauFG die Verant- 
wortung dafür, daß die für die Durchführung der 
Sanierung erforderlichen Maßnahmen eingeleitet 


und aufeinander abgestimmt werden. Dies gilt auch 
dann, wenn die Gemeinde die Sanierung nicht selbst 
durchführt, sondern wenn die Sanierungsgemein- 
schaft die Durchführung von Sanierungsmaßnahmen 
übernimmt. Die Gemeinde muß daher über die Ab- 
sichten der Sanierungsgemeinschaft und den Stand 
der Maßnahmen unterrichtet werden (Absatz 1). Aus 
dem gleichen Grund sieht Absatz 2 auch vor, daß die 
Gemeinde zu den Sitzungen der Organe der Sanie- 
rungsgemeinschaft zu laden ist und sie jederzeit 
Stellung zu Maßnahmen der Sanierungsgemeinschaft 
nehmen kann. Daneben ist es aus denselben Grün- 
den wünschenswert, daß die Gemeinde sich an der 
Sanierungsgemeinschaft beteiligt (Absatz 3). 

Zu § 17 — Übernahme und Durchführung von 
Ordnungsmaßnahmen 

Nach § 13 StBauFG kann die Gemeinde die Durch- 
führung der Ordnungsmaßnahmen auf Dritte, also 
auch auf die Sanierungsgemeinschaft übertragen. 
Dazu bedarf es nach § 13 Abs. 1 StBauFG eines be- 
sonderen Vertrages. Die Aufnahme als Gesellschafts- 
zweck im Gesellschaftsvertrag genügt also nicht. 
Wenn ein solcher Vertrag mit der Gemeinde abge- 
schlossen worden ist, soll die Sanierungsgemein- 
schaft Anspruch auf Vorauszahlungen zur Deckung 
der Kosten der Ordnungsmaßnahmen gegenüber der 
Gemeinde haben. 


Zu § 18 — Ausgleichsbetrag 

Die Sanierungsgemeinschaft ist wie jeder andere 
Eigentümer im förmlich festgelegten Sanierungsge- 
biet nach § 41 StBauFG verpflichtet, an die Gemeinde 
einen Ausgleichsbetrag in Geld zu entrichten. Der 
Ausgleichsbetrag ist nach Abschluß der Sanierung zu 
leisten. Um aber der Sanierungsgemeinschaft eine 
bessere Kalkulation der Kosten und der Finanzie- 
rung der Sanierungsmaßnahmen zu ermöglichen, 
sieht Absatz 1 vor, daß die Gemeinde schon vor Be- 
endigung der Ordnungsmaßnahmen die voraussicht- 
liche Höhe des Ausgleichsbetrages mitteilt. Da die 
Sanierungsgemeinschaft Eigentümerin der Grund- 
stücke ist, ist sie zwangsläufig Schuldnerin des Aus- 
gleichsbetrages, dies stellt Absatz 2 fest. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Beendigung der Sanierungsgemeinschaft 

Zu § 19 — Erlöschung der Anerkennung 

Die Anerkennung der GmbH als Sanierungsgemein- 
schaft und die ihr damit eingeräumten Privilegien 
sind nur so lange gerechtfertigt, als die Gesellschaft 
die Sanierung durchführt. Ist diese beendet und wird 
die Gesellschaft als werbende Handelsgesellschaft 
fortgeführt, so ist sie wie jede andere vergleichbare 
Gesellschaft zu behandeln. Die Anerkennung ist da- 
her zu entziehen (Absätze 2 und 3), Zum Schutze der 
Öffentlichkeit darf dann auch die Bezeichnung „Sa- 
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nierungsgemeinschaft" nicht mehr geführt werden 
(Absatz 3), 

Zu § 20 — Fortführung der Gesellschaft 

Mit der Wahl einer juristisch selbständigen Handels- 
gesellschaft als Rechtsform der Sanierungsgemein- 
schaft ist es, soweit im Gesellschaftsvertrag nichts 
gegenteiliges vereinbart ist, selbstverständlich, daß 
die Gesellschaft auch nach dem Erlöschen der Aner- 
kennung als Sanierungsgemeinschaft weiterbestehen 
kann, z. B. um das Eigentum am Gebiet der Sanie- 
rungsgemeinschaft zu verwalten und zu nutzen. Er- 
forderlich ist hierzu die Änderung des Gesellschafts- 
vertrages, da Gegenstand und Zweck der Gesell- 
schaft sich geändert haben (Absatz 1). Die Gesell- 
schafter, die sich in erster Linie zum Zwecke der Sa- 
nierung zusammengeschlossen haben, müssen jedoch 
nach deren Abschluß die Möglichkeit haben, wieder 
aus der Gesellschaft auszuscheiden, ohne weitere 
Gründe angeben zu müssen (Absatz 2). 

Da die Gesellschafter in der Regel Sachwerte in die 
Gesellschaft eingebracht haben, müssen sie beim 
Ausscheiden nach Möglichkeit wieder Sachwerte be- 
kommen, Eine Abfindung in Geld würde eine 
Schlechterstellung gegenüber den verbleibenden Ge- 
sellschaftern bedeuten und daher unbillig sein. Auch 
wird die Gesellschaft nach der Sanierung nur 
schwerlich in der Lage sein, Barmittel für die Abfin- 
dung mehrerer ausscheidender Gesellschafter zu er- 
übrigen, was sonst zur Auflösung zwingen würde. 

Zu § 21 — Auflösung der Gesellschaft 

Neben den Vorschriften des GmbH-Gesetzes über 
die Auflösung der Gesellschaft soll die Vorschrift 
ermöglichen, daß die Gesellschafter wieder Einzel- 
eigentum an Grundstücken, Mit-, Teil-, oder Woh- 
nungseigentum, grundstücksgleiche Rechte oder An- 
teile an Immobilienfonds erhalten (Absatz 1). Daß 
hierbei diejenigen Gesellschafter, die Grundstücke 
eingebracht haben, vorrangig mit den vorgenannten 
Rechten zu befriedigen sind, entspricht der Billigkeit 
(Absatz 2). Der breiten Eigentumsstreuung dient es, 
auch die anderen Gesellschafter, insbesondere Mie- 
ter und Pächter, nach Möglichkeit an den durch die 
Sanierung geschaffenen Sachwerten zu beteiligen 
(Absatz 3). Das wird jedoch nicht für Bausparkassen 
gelten. Denn diese sollen nach einer bevorstehenden 
gesetzlichen Regelung (Entwurf eines Bausparkas- 
sengesetzes) grundsätzlich keine Grundstücke oder 
grundstücksgleichen Rechte erwerben. Sie sind daher 
im Falle ihrer Beteiligung an der Sanierungsgemein- 
schaft bei der Auflösung in Geld oder mit grund- 
buchlich gesicherten Forderungen abzufinden. 

ZWEITER TEIL 

Entwicklungsgemeinschaften 

Zu § 22 — Zusammenschluß zu einer Entwicklungs- 
gemeinschaft 

Ausschließlicher Zweck der Entwicklungsgemein- 
schaft ist die gemeinsame Durchführung der Be- 


bauung in einem bestimmten Teil des Entwicklungs- 
bereichs. Eine Entwicklungsgemeinschaft kann z, B. 
bei der Errichtung größerer Baueinheiten zweck- 
mäßig sein. In Anlehnung an § 1 Abs, 1 bis 3 regelt 
Absatz 1 ihre Gründung als GmbH, die einer beson- 
deren Anerkennung als Entwicklungsgemeinschaft 
bedarf. 

Ähnlich wie bei Sanierungsmaßnahmen verpflichtet 
Absatz 2 den zuständigen Rechtsträger, bereits beim 
Erwerb der Grundstücke im Entwicklungsbereich die 
Bereitschaft der früheren Eigentümer, der Mieter, 
Pächter und anderen Nutzungsberechtigten zu er- 
mitteln und die Gründung einer Gesellschaft zu er- 
örtern. Die Gemeinde soll möglichst frühzeitig einen 
Überblick haben, um nach Durchführung der Ord- 
nungsmaßnahmen die Grundstücke gezielt veräußern 
zu können. 

Absatz 3 stellt ausdrücklich klar, daß die Bedürfnisse 
der Bedarfsträger nach § 53 Abs. 2 Satz 2 StBauFG 
auch bei Entwicklungsgemeinschaften zu berücksich- 
tigen sind. 


Zu § 23 — Anerkennung als Entwicklungs- 
gemeinschaft 

Diese Vorschrift entspricht der Regelung über die 
Anerkennung als Sanierungsgemeinschaft. Abwei- 
chend werden lediglich — wegen der Besonderhei- 
ten der Entwicklungsgemeinschaft — die Vorausset- 
zungen für den Abschluß des Gesellschaftsvertrages 
und für die Bestätigung der Gemeinde geregelt 
(Buchstaben a und b). 

Zu § 24 — Veräußerung von Grundstücken 

Durch diese Vorschrift soll sichergestellt werden, 
daß Entwicklungsgemeinschaften ihre Aufgaben er- 
füllen können. 

Zu § 25 — Anwendung der Vorschriften über die 
Sanierungsgemeinschaft 

Die Vorschriften über die Änderung des Gesell- 
schaftsvertrages (§ 5), die Entziehung der Änerken- 
nung (§ 6), die Aufforderung zum Beitritt (§ 7), die 
Unterrichtung und Beteiligung der Gemeinde (§ 16), 
sowie das Erlöschen der Anerkennung (§ 19), die 
Fortführung der Gesellschaft (§ 20) und die Auf- 
lösung der Gesellschaft (§ 21) sind für entsprechend 
anwendbar erklärt worden, da insoweit keine Unter- 
schiede zwischen Sanierungs- und Entwicklungsge- 
meinschaften bestehen. Durch die entsprechende An- 
wendung der Bestimmungen über das übernahme- 
verlangen (§ 8), den freihändigen Grundstücks- 
erwerb (§ 9) und den Grundstückstausch soll die Ent- 
wicklungsgemeinschaft in die Lage versetzt werden, 
die Bebauung durchzuführen, auch wenn nicht alle 
neuen Grundeigentümer der Entwicklungsgemein- 
schaft beitreten wollen. 
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DRITTER TEIL 

Ergänzungs- und Schlußvorschriften 

Zu § 26 — Verwendung der Bezeichnung Sanie- 
rungs- oder Entwidclungsgemeinschaft 

Diese Vorschrift soll Sanierungs- und Entwiddungs- 
gemeinschaften vor verwechslungsfähigen Kenn- 
zeichnungen im Rechtsverkehr schützen. 


Zu § 27 — Änderung des Städtebauförderungs- 
gesetzes 

Die Änderungen der Vorschriften der §§14 und 60 
des Städtebauförderungsgesetzes sind notwendig, 
weil die Sanierungs- und Entwicklungsgemeinschaf- 
ten nach diesem Gesetz nicht durch Verleihung der 
Rechtsfähigkeit entstehen, sondern als Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung betrieben werden (siehe 
Begründung Allgemeiner Teil). 


18 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCkSBCh© 7 17 ^ ^ 

Anlage 2 


Steiiungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 1 Abs. 2 

Abs. 2 Satz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„Die Gesellschaft darf erst zum Handelsregister an- 
gemeldet werden, wenn sie als Sanierungsgemein- 
schaft anerkannt ist." 

Begründung 

Anpassung an die in § 8 Abs. 1 Nr. 4 GmbH-Gesetz 
vorgesehene Regelung, die kein Eintragungsverbot 
für das Gericht vorsieht, vielmehr die Anmelder 
einer GmbH verpflichtet, die Tatsache d^r behörd- 
lichen Genehmigung oder Anerkennung dem Regi- 
stergericht nachzuweisen. 


2. Zu § 1 Abs. 3 

Absatz 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift hat nur Hinweis-Charakter und ist 
ohne eigene Aussagekraft. Sie sollte daher als 
überflüssig entfallen. 


3. Zu § 2 

Im letzten Satz sind die Worte „binnen einem Mo- 
nat" zu streichen. 

Begründung 

Eine Frist für die Stellungnahme der Gemeinde 
zu dem Antrag auf Anerkennung der Sanierungs- 
gemeinschaft ist mit Rücksicht auf das Bestätigungs- 
erfordernis nach § 3 Abs. 1 Buchstabe b und Abs. 2 
nicht zweckmäßig. Nach § 3 Abs. 2 letzter Satz hat 
die Gemeinde die Grundeigentümer zu hören und 
muß ihnen auch eine angemessene Äußerungsfrist 
einräumen. Im übrigen ist die Gemeinde ohnehin 
gehalten, den Antrag zügig weiterzugeben. 


4. Zu § 3 Abs. 1 

In Absatz 1 ist Buchstabe b wie folgt zu fassen: 

„b) dem Gebiet der Sanierungsgemeinschaft über 
die Grundstücke der Gründer hinaus nur Grund- 
stücke angehören, die erforderlich sind, um das 
Gebiet entsprechend der beabsichtigten Neuge- 
staltung des Sanierungsgebietes oder des Be- 
bauungsplanes wirtschaftlich und zweckmäßig 
neu zu ordnen und zu bebauen oder nur zu be- 
bauen, und die Gemeinde dies bestätigt hat,". 


Begründung 

Es kann nicht einzelnen Grundstückseigentü- 
mern, die sich zu einer Sanierungsgemeinschaft 
zusammenschließen, überlassen bleiben, ein Ge- 
biet für die Tätigkeit der Sanierungsgemein- 
schaft selbst zu bestimmen, in dem auch Grund- 
stücke anderer Personen liegen. Vertretbar ist 
nur eine Abrundung der Grundstücke der Grün- 
der der Sanierungsgemeinschaft in dem Umfang, 
in dem es zur Durchführung der Sanierungs- 
maßnahmen unbedingt erforderlich ist, d. h. er- 
wartet werden kann, daß ein Enteignungsver- 
fahren zugunsten der Sanierungsgemeinschaft 
Erfolg haben würde. 


5. Zu § 3 Abs. 4 

a) Absatz 4 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift ist sachlich so wichtig, daß die 
Voraussetzungen in das Gesetz eingearbeitet 
werden sollten. Es ist zweifelhaft, ob die Ermäch- 
tigung konkret genug ist, so daß auch verfas- 
sungsrechtliche Bedenken bestehen können. 
Außerdem steht Absatz 4 im Zusammenhang mit 
Absatz 1 Buchstabe g. 

b) Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollten die 
für die Rechtsverordnung vorgesehenen Vor- 
schriften in das Gesetz eingearbeitet werden. 
Die Wahrung der Interessen der Mieter, Pächter 
und sonstigen Nutzungsberechtigten im Rahmen 
einer Sanierungsgemeinschaft ist ein so wich- 
tiger Gesichtspunkt, daß die Voraussetzungen, 
unter denen deren Interessen als gewahrt an- 
zusehen sind, in das Gesetz selbst eingearbeitet 
werden müssen. Die Fassung des § 3 Abs. 4 
begegnet im übrigen Bedenken wegen mangeln- 
der Konkretisierung im Hinblick auf Artikel 
80 GG. 


6. Zu § 4 Abs. 1 nach Nummer 3 

In § 4 Abs. 1 ist nach Nummer 3 folgende Nummer 
3 a einzufügen: 

„3 a. die Verpflichtung zur Übereignung der im Ge- 
biet der Sanierungsgemeinschaft liegenden 
Grundstücke der Gesellschafter an die Sanie- 
rungsgemeinschaft;". 

Begründung 

Der Entwurf geht davon aus, daß die Gesellschafter 
ihre im Sanierungsgebiet liegenden Grundstücke 
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an die Sanierungsgemeinschaft zu übereignen ha- ' 
ben. Die Verpflichtung hierzu sollte deshalb im 
Gesellschaftsvertrag ausdrücklich festgelegt werden. 


7. Zu § 4 Abs. 1 Nr. 4 

a) In Absatz 1 Nr. 4 ist das Wort „und" durch das 
Wort „sowie" zu ersetzen. 

b) Im weiteren Gesetzgebungsverfahren werden die : 
Vorschriften des § 4 Abs. 2 Nr. 4 auf die Be- j 
Stimmungen abzustimmen sein, die anstelle des 

§ 3 Abs. 4 in das Gesetz aufgenommen werden. 

Begründung i 

Die Änderung zu a) bezweckt die Klarstellung, daß j 
sich der letzte Satzteil nur auf andere „Dritte" ; 
bezieht. Der Hinweis zu b) ist die Folge der Empfeh- ' 
lung zu § 3 Abs. 4. 


8. Zu § 4 Abs. 1 nach Nummern 5 

In Absatz 1 ist eine neue Nummer 5 a einzufügen: 

„5 a. eine jährliche Prüfung der Geschäftstätigkeit 
und der wirtschaftlichen Verhältnisse durch 
einen anerkannten Prüfer, dessen Auswahl der 
Bestätigung der Anerkennungsbehörde be- 1 
darf;". 

Begründung ' 

über die in Nummer 6 vorgesehene Prüfung hinaus ' 
ist mit Rücksicht auf die Funktionen der Sanierungs- i 
gemeinschaft und zum Schutz von Kleineigentüm.ern, ' 
Mietern, Pächtern und sonstigen Nutzungsberechtig- 
ten auch eine Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftstätigkeit erforderlich. ^ 

Die vorgeschlagene Nummer 5 a lehnt in ihrer Fas- | 
sung an § 34 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 StBauFG an. 


9. Zu § 8 Abs. 2, 3 und 4 

a) Absätze 2 und 3 sind zu streichen. ' 

b) In Absatz 4 sind die Worte „oder Absatz 2" zu I 

streichen. i 

I 

Begründung zua) und b) | 

Es besteht kein Anlaß, die Gemeinde zwischenzu- ! 
schalten, zumal das dazu führen kann, daß die Ge- | 
meinde mit für sie unverwertbaren Restgrundstücken | 
belastet wird. Im Gegensatz zu § 15 StBauFG, bei j 
dem der Übernahmeanspruch durch die Genehmi- I 
gungsversagung der Gemeinde ausgelöst wird, liegt 
hier keine eigene Entscheidung der Gemeinde vor. 


10. Zu § 9 

§ 9 ist zu streichen. 


— 7. Wahlperiode 
Begründung 

Absatz 1 ist überflüssig. Eine Verhandlungshilfe der 
Gemeinde nach Absatz 2 ist ohnehin möglich und 
liegt im Rahmen der allgemeinen Sorge der Ge- 
meinde für die Durchführung der Sanierung nach 
§ 8 Abs. 1 Satz 1 StBauFG. 


11. Zu § 11 

§ 1 1 ist zu streichen. 

Begründung 

Nach § 8 Abs. 1 StBauFG hat die Gemeinde ohnehin 
die Pflicht, alle Mittel einzusetzen, um den Sanie- 
rungszweck zu erreichen. Im Rahmen einer Umle- 
gung muß sie dabei die Existenz der Sanierungsge- 
meinschaft beachten. Die Umlegung kann nur sinn- 
voll mit dem Ziel geführt werden, der Sanierungs- 
gemeinschaft die von ihr benötigten Grundstücke zu 
verschaffen oder sie Eigentümern zuzuteilen, die 
bereit sind, an der Sanierung mitzuwirken. Es würde 
aber einen Bruch mit dem System des Bundesbauge- 
setzes bedeuten, wenn man Privaten einen Rechts- 
anspruch auf Umlegung zubilligen wollte. 

12. Zu § 12 

Der Text des § 12 ist wie folgt zu fassen: 

„Hat die Sanierungsgemeinschaft ein in ihrem Ge- 
biet liegendes Grundstück nicht erwerben können, 
so kann die Gemeinde die Enteignung des Grund- 
stücks zugunsten der Sanierungsgemeinschaft be- 
treiben." 

Begründung 

Der jetzige Inhalt des § 12 drückt nur eine ohnehin 
gegebene rechtliche Möglichkeit aus. Wenn das In- 
strument der Enteignung zugunsten der Sanierungs- 
gemeinschaft verstärkt werden soll, muß der Ge- 
meinde die Möglichkeit eingeräumt werden, die 
Enteignung zugunsten der Sanierungsgemeinschaft 
zu betreiben mit der Folge, daß § 22 StBauFG an- 
wendbar ist. 


13. Zu § 14 Abs. 5 

a) In Absatz 5 Satz 1 ist die Klammer zu streichen. 

b) In Absatz 5 ist Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Sie kann ihn ändern oder ablehnen, wenn sie 
es für erforderlich hält, insbesondere wenn die 
Vorschriften des § 23 des Städtebauförderungs- 
gesetzes nicht beachtet sind." 

c) An Absatz 5 ist folgender Satz anzufügen: 

„Die Befugnisse nach den Sätzen 1 bis 3 können 
der Umlegungsstelle übertragen werden." 

Begründung zua) und c) 

Es empfiehlt sich nicht, die Wahrnehmung dieser 
Aufgaben von vornherein der Umlegungsstelle zu 
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Übertragen. Es kann zweckmäßig sein, hiermit eine 
etwa vorhandene Sanierungsstelle der Gemeinde zu 
betrauen. Im übrigen würde die Vorschrift dazu füh- 
ren, daß die Gemeinden Umlegungsausschüsse bil- 
den müssen, obwohl sie sonst nicht erforderlich sind. 
Die Organisationsgewalt der Gemeinden sollte nicht 
eingeengt werden. 

Begründung zu b) 

Es muß sichergestellt werden, daß § 23 eingehalten 
wird; insbesondere ist das mit Rücksicht auf die Haf- 
tung der Gemeinde nach Absatz 6 notwendig. 


14. Zu § 16 Abs. 3 

Absatz 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Hat die Gemeinde ein Grundstück im Gebiet der Sa- 
nierungsgemeinschaft, so soll sie auch die jedem 
Eigentümer zustehenden Befugnisse haben, wie Ver- 
äußerung des Grundstücks an die Sanierungsgemein- 
schaft oder Geltendmachung des Ubernahmean- 
spruchs. Wie im Einzelfall zu verfahren ist, muß der 
Entscheidung der Gemeinde nach den gegebenen 
Umständen Vorbehalten bleiben. Unberührt bleibt | 
die generelle Verpflichtung der Gemeinde nach § 8 j 
Abs. 1 StBauFG. 


15. Zu § 17 Satz 2 

Satz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Es besteht kein Anlaß, Sanierungsgemeinschaften 
anders zu behandeln als andere Eigentümerzusam- 
menschlüsse oder Einzeleigentümer. Es ist durchaus 
denkbar, daß die Sanierungsgemeinschaft potent 
genug ist, ohne Vorauszahlung die Sanierung durch- 
zuführen. Die Vorschrift ist auch verfahrensmäßig 
bedenklich. Sie kann dazu führen, daß Gemeinden, 
die z. Z. keine Vorauszahlungen leisten können, die 
Übertragung der Ordnungsmaßnahmen zum Nach- 
teil einer zweckmäßigen Sanierung unterlassen. 


16. Zu § 18 

§ 18 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift des Absatzes 1 ist völlig unpraktika- 
bel. Wie bei Abschluß der Sanierung die Verkehrs- 
werte sein werden, läßt sich nicht voraussehen. 
Außerdem bestehen verfassungsrechtliche Beden- 
ken wegen der Ungleichbehandlung gegenüber an- 
deren Sanierungsbetroffenen. 

Absatz 2 enthält nur eine selbstverständliche Aus- 
sage. 


17. Zu §20 

In Absatz 3 ist Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Die Abfindung ist durch Rückübereignung des ein- 
gebraditen Grundstücks, durch Übereignung eines 
anderen Grundstücks, durch Übertragung von Rech- 
ten nach dem Wohnungseigentumsgesetz oder mit 
Zustimmung des Gesellschafters durch Übertragung 
dinglicher oder obligatorischer Rechte an Grund- 
stücken zu leisten." 

Begründung 

Wird der Sanierungsgemeinschaft die Anerkennung 
in einem frühen Zeitpunkt wieder entzogen, so kann 
auch die Rückübereignung des eingebrachten Grund- 
stücks in Betracht kommen. Ebenso besteht kein 
Anlaß, die Übertragung von Einzeleigentum an 
einem anderen Grundstück auszuschließen. 


18. Zu § 23 Abs. 1 Buchstabe b 

In Absatz 1 ist Buchstabe b wie folgt zu fassen: 

„b) dem Gebiet der Entwicklungsgemeinschaft über 
die Grundstücke der Gründer hinaus nur Grund- 
stücke angehören, die erforderlich sind, um das 
Gebiet entsprechend den Festsetzungen des Be- 
bauungsplans und den Erfordernissen der Ent- 
wicklungsmaßnahme wirtschaftlich und zweck- 
mäßig zu bebauen, und die Gemeinde dies be- 
stätigt hat,". 

Begründung 

Folge der Änderung zu § 3 Abs. 1 Buchstabe b. 

19. Nach § 27 

Es ist folgender neuer § 27 a einzufügen: 

»§ 27 a 

Sonderregelung für das Land Hamburg 

Das Land Hamburg gilt für die Anwendung dieses 

Gesetzes als Gemeinde." 

Begründung 

Es bedarf einer dem Städtebauförderungsgesetz 

(§ 92 Abs. 6) entsprechenden Regelung. 


20. Zu § 28 

In § 28 ist folgender Satz 2 anzufügen: 

„Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes." 

Begründung 

Da § 3 Abs. 4 und § 23 Abs. 2 die Bundesregie- 
rung zum Erlaß von Rechtsverordnungen ermäch- 
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tigt, muß die Berlin-Klausel einen entsprechenden 
Zusatz erhalten. 


21. Zum Gesetzentwurf 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgäbungsverfahrens darauf hin- 
zuwirken, daß die Interessen der Kleineigentümer, 
Mieter, Pächter und sonstigen Nutzungsberechtigten 
stärker geschützt werden. 

Begründung 

1. Die Sanierungs- und Entwicklungsgemeinschaft 
soll in Form einer Kapitalgesellschaft (GmbH) 
betrieben werden. Die Stimmrechte bemessen 
sich nach der Höhe der Gesellschattsanteile, die 
sich nach dem von jedem Gesellschafter einge- 
brachten Kapital richten. Kleineigentümer, Mie- 
ter, Pächter und sonstige Nutzungsberechtigte 
können daher die Entscheidungen der Gesell- 
schaftsversammlung kaum beeinflussen, wenn 
finanzstarke Bauträger oder sonstige Großeigen- 
tümer der Gemeinschaft angehören. Der Gemein- 
schaft werden vom Gesetzentwurf besondere Be- 


fugnisse, insbesondere gegen nicht beitritts- 
willige Eigentümer, eingeräumt (§§ 7 bis 9), sie 
kann auch Umlegungs- und Ent eignungs verfah- 
ren einleiten lassen. Die öffentliche Kontrolle der 
Gemeinschaft ist, abgesehen von der Gründungs- 
kontrolle, zu schwach ausgeprägt. Die Möglich- 
keit des Mißbrauchs zum Nachteil der Klein- 
eigentümer ist nicht (auszuschließen. 

2. Die Kleineigentümer sind nicht ausreichend ge- 
gen einen endgültigen Verlust des Sacheigen- 
tums und bloße Abgeltung mit Geldforderungen 
geschützt. § 21 des Entwurfs sieht zwar die Zu- 
teilung von Einzel- und Bruchteilseigentum an 
die früheren Eigentümer bei Auflösung der Ge- 
meinschaft vor. Durch Beschluß der Gesellschaf- 
terversammlung kann aber auch eine Abfindung 
in Geld beschlossen werden und dies damit be- 
gründet werden, der Wert (des eingebrachten 
Eigentums sei zu klein gewesen, um in wirt- 
schaftlich vernünftiger Weise eine Neubegrün- 
dung von Eigentum zu ermöglichen. Für solche 
Fälle müßte der Gesetzentwurf eine Abfindung 
in Bruchteilseigentum oder in Anteilscheinen 
eines Immobilienfonds vorsehen, die nicht durch 
Gesellschaftsentscheidung umgangen werden 
kann. 


22 



Deutscher Bu ndesta g — 7. Wah lperiode DrUCkl^Che 7/764 

Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


A. 

Die Bundesregierung erhebt keine Einwendungen 
gegen folgende Änderungsvorschläge: 

Lfd. Nr. 

1 zu § 1 Abs. 2 

3 zu § 2 

4 zu § 3 Abs. 1 

5 a) zu § 3 Abs. 4 

6 zu § 4 Abs. 1 nach Nr. 3 

7 a) zu § 4 Abs. 1 Nr. 4 

8 zu § 4 Abs. 1 nach Nr. 5 

9 zu § 8 Abs. 2, 3 und 4 

10 zu § 9 

13 zu § 14 Abs. 5 

14 zu § 16 Abs. 3 

15 zu § 17 Satz 2 

16 zu § 18 

17 zu § 20 

18 zu § 23 Abs. 1 Buchstabe b 

19 nach § 27 

B. 

Folgenden Änderungsvorschlägen wird nur teilweise 
oder mit Neuformulierungen zugestimmt: 

Zu 11. (§11) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nur, soweit er 
die Streichung des Absatzes 1 betrifft, zugestimmt. 
Der Streichung des Absatzes 2 wird widersprochen. 
Die in Absatz 2 der Regierungsvorlage enthaltene 
Regelung, die den Belangen der Sanierungsgemein- 
schaft und der beitrittswilligen Grundeigentümer 
außerhalb des Gebiets der Sanierungsgemeinschaft 
dienen soll, sollte erhalten bleiben. Sie konkreti- 
siert nicht nur die in § 8 Abs. 1 StBauFG begründete 
allgemeine Verpflichtung der Gemeinde, für die 
zügige und aufeinander abgestimmte Abwicklung 
der einzelnen Maßnahmen im Rahmen der Sanie- 
rung Sorge zu tragen, sondern ermöglicht es auch 
den von der Umlegung betroffenen Eigentümern 
außerhalb des Gebiets der Sanierungsgemeinschaft, 
sich an der Sanierungsgemeinschaft zu beteiligen, 
wenn sie es wünschen. 


Es wird nunmehr für § 11 folgende Fassung vor- 
geschlagen: 

.§ 11 

Umlegung 

(1) Bei einer Umlegung soll die Gemeinde (Um- 
legungsstelle) nach Möglichkeit die Grundstücke 

: im Gebiet der Sanierungsgemeinschaft, die der Sa- 
j nierungsgemeinschaft noch nicht gehören, im Einver- 
^ nehmen mit dieser beteiligten Eigentümern zuteilen, 

I die sich bereit erklärt haben, der Sanierungsgemein- 
schaft beizutreten. 

(2) Auf Antrag der Sanierungsgemeinschaft und 
des beitrittswilligen Eigentümers kann die Umle- 
gungsstelle das Grundstück auch unmittelbar der 
Sanierungsgemeinschaft zuteilen. Mit der Bekannt- 
machung nach § 71 des Bundesbaugesetzes ist die 
Sanierungsgemeinschaft verpflichtet, den Beitritts- 
willigen als Gesellschafter aufzunehmen. Seine Ein- 
lage gilt durch die Zuteilung des Grundstücks an die 
Sanierungsgemeinschaft als geleistet." 

Im Falle des Absatzes 1 kann der Eigentümer die 
Aufnahme als Gesellschafter nach § 7 Abs. 2 ver- 
langen. Im Falle des Absatzes 2 ist der an der Um- 
legung beteiligte beitrittswillige Eigentümer da- 
durch gesichert, daß seine Zustimmung zur Zutei- 
lung des Grundstücks an die Sanierungsgemeinschafl- 
j erforderlich ist und daß er mit der Bekanntmachung 
I nach § 71 des Bundesbaugesetzes zugleich das Recht 
f auf Aufnahme als Gesellschafter erhält. Letzter Satz 
' des Absatzes 2 stellt sicher, daß seine Einlage be- 
reits durch die Zuteilung des Grundstücks an die 
Sanierungsgemeinschaft als geleistet gilt. 


Zu 12. (§ 12) 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zugestimmt, 
doch wird zur Klarstellung des vom Bundesrat Ge- 
wollten folgende Fassung vorgeschlagen: 

„§ 12 

Enteignung 

Hat die Sanierungsgemeinschaft ein in ihrem Ge- 
biet liegendes Grundstück nicht erwerben können, so 
kann die Gemeinde die Enteignung des Grund- 
stücks zugunsten der Sanierungsgemeinschaft betrei- 
ben; § 22 des Städtebauförderungsgesetzes gilt ent- 
sprechend. Die Zulässigkeit einer Enteignung auf 
Antrag der Sanierungsgemeinschaft nach den Vor- 
schriften des Bundesbaugesetzes und des Städtebau- 
förderungsgesetzes bleibt unberührt." 
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C. 

Zu 20. (§ 28) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt, da nach dem 
gebilligten Vorschlag des Bundesrates zu Nummer 
5 a eine Rechtsverordnung aufgrund dieses Gesetzes 
nicht mehr vorgesehen ist. 


D. 

Zu ‘den Vorschlägen des Bundesrates unter 

lfd. Nr. 2 (zu § 1 Abs. 3) 

5 b) (zu § 3 Abs. 4) 

7 b) (zu § 4 Abs. 1 Nr. 4) 

21 (zum Gesetzentwurf) 

wird die Bundesregierung im Laufe des weiteren Ge- 
setzgebungsverfahrens Formulierungshilfen erarbei- 
ten. 
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